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Vorwort

Liebe Freunde,

das Superwahljahr 2024 ist angebrochen!

Neben etlichen Kommunalwahlen und der 
EU-Wahl im Juni freuen wir uns heute schon 
auf die drei wichtigen Landtagswahlen in 
Sachsen, Brandenburg und Thüringen, die 
hoffentlich eine neue Ära unserer Partei ein-
läuten und uns in Regierungsverantwortung 
bringen werden.

Nach den Meilensteinen Landratsamt, Ober-
bürgermeister- und Bürgermeisterposten 
wird es nun Zeit für die erste AfD-geführte 
Landesregierung! Aber schon in den ersten 
Wochen des neuen Jahres haben wir alle ge-
spürt: Das Establishment fürchtet genau die-
sen Erfolg und schlägt wild um sich!

Keine Lüge ist zu gewagt, keine Diffamierung 
wird ausgelassen, wenn es darum geht, den 
Erfolg unserer Bürgerpartei zu verhindern. 
Eine an den Haaren herbeigezogene Lügen-
geschichte vom staatlich finanzierten so-
genannten „Journalistennetzwerk“ Correctiv 
sorgte für Massendemonstrationen der Re-
gierung und ihrer Claqueure gegen die Op-
position.

Der staatliche Repressionsdruck nimmt zu, 
die meisten Medien haben sich als bloße Er-
füllungsgehilfen einer überheblichen Poli-
tikerkaste entpuppt und die Parteien klam-
mern sich krampfhaft an ihre Pfründe.

Aber nicht mit uns!

Wir lassen uns nicht bremsen, wir lassen 
uns nicht diffamieren und wir arbeiten wei-
terhin jeden Tag engagiert für ein besse-
res Deutschland. Und Sie können mir dabei 
helfen! Im Leitartikel widme ich mich dem 
Thema „Remigration“, das momentan in aller 
Munde ist und lege sachlich und umfassend 
dar, was Remigration denn eigentlich bedeu-
tet und wieso wir das Konzept der Remigra-
tion in Deutschland dringend benötigen.

Lesestoff für alle Interessierten und Pflicht-
lektüre für jeden fleißigen Unterstützer am 
Infostand – wir lassen uns wichtige Themen 
und Begriffe von links-grünen Medienanstal-
ten nicht nehmen!

Selbstverständlich werfen wir im neuen Ma-
gazin auch einen Blick auf unser druckfri-
sches EU-Programm und stellen Ihnen den 
rheinland-pfälzischen Spitzenkandidaten zur 
EU-Wahl Alexander Jungbluth vor. 

Unser Kolumnist Rene Aust, der gemeinsam 
mit Alexander Jungbluth ab Juni für frischen 
Wind im verstaubten Brüsseler Parlament 
sorgen wird, steuert ebenfalls einen Beitrag 
bei und natürlich kommen unsere gewohn-
ten Rubriken auch nicht zu kurz.

Ich wünsche Ihnen viel Spaß bei der Lektüre, 
bedanke mich für Ihre treue Unterstützung 
und wünsche uns allen maximale Erfolge bei 
den kommenden Urnengängen!

Wir werden gewinnen!

Ihr Sebastian Münzenmaier
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Leitartikel von Sebastian Münzenmaier

Seit Monaten erlebt die AfD als Oppositions-
partei steten Zulauf, die Umfragewerte stie-
gen rasant. Kein Wunder also, dass Regierung 
und Medien den Kampf gegen die Opposition 
eskalieren. Aufhänger derzeit ist das Schlag-
wort der „Remigration“. Um diesen Begriff 
herum entfacht der Altparteienkomplex eine 
absurde Diffamierungskampagne zur Mani-
pulation der öffentlichen Meinung. Doch Fak-
ten und Wahrheit sehen – wie immer – anders 
aus. Eine Aufarbeitung.

Der Correctiv-Skandal 
als Initialzündung für die 
Kampagne gegen die 
Opposition

Die Kampagne begann mit der konstruierten 
Erzählung der u.a. direkt mit Regierungsmit-
teln ausfinanzierten Aktivistengruppe „Cor-
rectiv“. Dieser Vorgang ist insoweit bekannt.

Übrig blieb von dieser aufgeblasenen Insze-
nierung kaum etwas. Mittlerweile häufen sich 
auch die Klagen gegen diese „Berichterstat-
tung“.

Weder handelte es sich um ein Geheimtref-
fen, noch um ein Treffen der AfD. Und auch 
die Wiedergabe der Inhalte der Tagung sei-
tens der Correctiv-Aktivisten kann als min-
destens kreativ bezeichnet werden.

Seinen Auftrag hat die Aushilfs-Stasi jedoch 
erfüllt: Das Märchen von dem Geheimtreffen 
und das dick aufgetragene Framing waren 
der Startschuss für eine groß angelegte Ma-
nipulationskampagne, deren Ziel es ist, An-
dersdenkende und die Opposition zu verun-
glimpfen.

Selbst eine Beteiligung oder Vorabwissen 
des sogenannten „Verfassungsschutzes“ 
ist mittlerweile nicht ausgeschlossen, auch 
wenn dies bisher noch dementiert wird.

MILLIONFACHE REMIGRATION?
EINE AUFARBEITUNG.
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Medien: Willfährige 
Kampagnenmitläufer 
statt „Wachhund der 
Öffentlichkeit“

Wenig verwunderlich stieg fast die gesamte 
deutschsprachige Presselandschaft gleich 
mit auf. Dass man dort nur noch phrasenhaft 
einen Anspruch auf objektive Berichterstat-
tung hat, ist ebenso bekannt wie die einsei-
tige Ausrichtung der meisten Presseorgane.

Die angebotenen Bröckchen und Schlagwor-
te von angeblichen Plänen zu Deportationen, 
Vertreibung und Ausbürgerung waren zu 
verlockend, um nicht dem unbedeutendsten 
Lokalreporter noch das Gefühl zu geben, hier 
einer großen Story nachzujagen.

Und wenn schon die vermeintlichen „Re-
chercheergebnisse“ nichts mehr hergeben, 
dann stürzen sie sich auf einzelne Halbsätze 
von AfD-Abgeordneten. Ich sprach in einer 
Bundestagsrede bezogen auf islamistische 
Großdemonstrationen in Deutschland unter 
anderem den Satz „Die Losung der Stunde 
lautet Remigration. Und zwar millionenfache 
Remigration.“

Für Altparteien und Presse sind diese Sätze 
nun der letzte Strohhalm, das gegen die AfD 
und alle anderen Oppositionellen aufgebau-
te Kartenhaus der angeblichen Unrechtsplä-
ne aufrecht zu erhalten. Man überbot sich 
nun in Alarmismus und Diffamierung. Kein 
Vergleich war zu weit hergeholt, keine Ver-
drehung und Verzerrung war zu billig.

Millionenfache Remigration gehe ja quanti-
tativ gar nicht, ohne rechtsstaatliche Grund-
sätze zu verletzen. Gar Deutsche mit Migra-
tionshintergrund zu vertreiben, „deutsche 
Staatsbürger in fünfter Generation“ oder gar 
Deutsche ohne Migrationshintergrund, das 
sei der Plan. Kein Unfug war zu billig herbei-
gelogen, um die Kampagne nicht aufrecht 
zu erhalten. Aber lassen Sie sich nicht in die 
Irre führen, denn diese Behauptungen sind 
schlicht falsch.

Tatsachen wider die 
Diffamierung:
Remigration und Zahlen

Medien und Altparteien sprechen bei dem 
Wort „Remigration“ davon, hiermit seien 
die rechtsstaatswidrige oder gar gewaltsa-
me „Deportation und Vertreibung“ gemeint. 
Schon das ist falsch und bewusst gelogen. 
Überhaupt spielt Zwang hierbei eine nach-
geordnete Rolle und unterliegt – wie jedes 
staatliche Zwangshandeln – dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz.

Mit dem Schlagwort der „Remigration“ ist in 
Wahrheit ein umfangreiches Maßnahmenpa-
ket gemeint, um die katastrophale Zuwande-
rungspolitik vom Kopf wieder auf die Füße zu 
stellen. Dadurch wird nichts anderes getan, 
als für politische Probleme –  die seit Jahr-
zehnten Gegenstand heftigster Debatten 
sind – einen alternativen Lösungsansatz zu 
wählen.

Aber zunächst zu der aktuellen medialen 
Verzerrung, von „millionenfacher“ Remig-
ration könne gar nicht die Rede sein. Weder 
wäre dies zeitlich möglich, noch gäben das 
die Zahlen der Betroffenen dieser Maßnah-
men her. Eine genauere Betrachtung findet 
durch „Medienschaffende“ freilich nicht statt.

Rede im Bundestag u.a. zu
millionenfacher Remigration
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Zu betrachten sind also die relevanten Ad-
ressatengruppen einer forcierten Rückwan-
derung. Dabei handelt es sich keineswegs 
um deutsche Staatsbürger oder bestens in-
tegrierte Ausländer.

Wer das behauptet, der lügt.

Vielmehr handelt es sich um solche Perso-
nengruppen, die bereits heute maßgebliche 
Adressaten von ausländerrechtlichen bzw. 
aufenthaltsrechtlichen Maßnahmen sind.

Remigration:
Wer ist gemeint?

1. Vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer

Zum Stichtag 31. Dezember 2022 hielten sich 
ca. 304.000 vollziehbar ausreisepflichtige 
Personen in Deutschland auf (laut Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge). Aktuel-
lere Zahlen findet man in einer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage der ehemaligen Bundes-
tagsfraktion der Linken. Demnach wären zum 
Stichtag 31. Oktober 2023 insgesamt 250.749 
Personen ausreisepflichtig.

Bei der Mehrheit handelt es sich um Asylbe-
werber, deren Asylantrag abgelehnt wurde. 
Geduldet sind davon 201.084 Personen und 
ganze 49.665 sind ohne Duldung. Allein nach 
der gegenwärtigen Fakten- und Rechtlage 
betrifft dies also bereits eine Viertelmillion 
Menschen.

2. Umkehr in der Asylpolitik: Über 3 Millionen 
mit „Schutzrecht auf Zeit“

Eine weitere zahlenmäßig enorm große Grup-
pe betrifft solche Ausländer, die im Wege des 
Asylrechts nach Deutschland einreisen. Hier 
fordert die AfD bereits seit Jahren eine Um-
kehr und eine Rückkehr zu Recht und Gesetz, 
zu Kontrolle und Steuerung. Eine Politik, die 
wirklich akut Schutzbedürftigen zeitweise 
hilft, aber nach der „Asyl“ kein Zauberwort 
mehr ist für eine millionenfache (!) Zuwande-
rung, die jedem Erdenmenschen freien Zu-
gang sowie Vollverpflegung in unserem Land 
gewährt. Gemäß einer Sonderauswertung 
des Statistischen Bundesamtes hielten sich 
zum 31.12.22 rund 3,1 Millionen Menschen in 
Deutschland auf, die sich zwecks ihres Auf-
enthaltes auf humanitäre Gründe berufen.

Die größten Gruppen sind dabei Syrer, Ira-
ker, Afghanen und derzeit natürlich Flücht-
linge aus der Ukraine. Wenn man nun aber 
das Asylwesen als ein Schutzsystem auf 
Zeit betrachtet – und eben nicht als ein all-
gemeines Umsiedlungsinstrument bzw. Ein-
wanderungsrecht auf Ewigkeit – so entfällt 
irgendwann fast jeder dieser Aufenthaltsbe-
rechtigungen. Konsequenz: Diese Personen 
müssen unser Land wieder verlassen und in 
ihre Heimat zurückkehren, aus der sie nur ge-
flohen sind, weil dort akut ihr Leben bedroht 
war. Allein diese Gruppe betrifft gleich meh-
rere Millionen Menschen. Nichts daran ist 
„verfassungswidrig“, das Asylrecht wieder als 
einen Schutz auf Zeit zu etablieren.

Immer noch strömen unzählige Migranten nach Deutschland!
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3. Straffällige Ausländer

Bekannt ist, dass weite Teile unserer Presse-
landschaft großes Mitleid und Nachsicht mit 
Straftätern und Kriminellen haben. Insbeson-
dere solche, die nichtdeutschstämmig sind, 
können sich selbst bei schweren Straftaten 
des medialen und oft justiziellen Wohlwol-
lens sicher sein. Es besteht allerdings kein 
Anspruch seitens der Straftäter auf solch 
breites Wohlwollen, auch nicht von Verfas-
sungs wegen.

Im Jahr 2022 wurden in Deutschland insge-
samt 647.374 Personen rechtskräftig ver-
urteilt. Davon hatten ca. 238.700 Personen 
keine deutsche Staatsbürgerschaft. Zwar 
können schon jetzt Ausländer bei Verurtei-
lung wegen bestimmter Straftaten ausge-
wiesen werden, doch in der Realität agieren 
die Behörden zaghaft und die politischen 
Verantwortlichen denken noch nicht einmal 
daran, die Zügel in diesem Bereich anzuzie-
hen.

Die AfD ist schlicht der Meinung, dass mit 
weniger Nachsicht mit Ausländern umzuge-
hen ist, die nach Deutschland einreisen und 
unser Gastrecht demgemäß danken, hier mit 
nicht unerheblichen Straftaten aufzufallen. 
Es ist auch vielen Bürgern nicht zu vermitteln 
und allgemein unzumutbar, uns Deutsche 
und die vielen gut integrierten und rechts-
treuen ausländischen Mitbürger zu zwingen, 
diese Leute weiter in unserer Mitte zu dul-
den.

Gleiches gilt für solche Menschen fremder 
Staatsbürgerschaft, die zwar keine schweren 
Straftaten begehen, aber ständig, notorisch 
und völlig unbelehrbar die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung beeinträchtigen oder 
durch Intensivtätertum auffallen. Ausländer, 
die unsere Rechtsordnung beharrlich mit 
Füßen treten, verlachen und dagegen versto-
ßen, haben ihr Gastrecht schlicht verwirkt.

Dies dürfte eine Selbstverständlichkeit sein. 
Und auch den vielen rechtstreuen Auslän-
dern aus dem Herzen sprechen. Denn diese 
werden wohl nach Deutschland ausgewan-
dert sein, weil ihnen unser Land und unsere 
Ordnung ja gerade am Herzen liegen und 
sie an dem geordneten Lauf der Dinge in 
Deutschland partizipieren wollten.

4. Ausländerextremismus und Islamismus

Meine von der Presse nun immer wieder he-
rangezogene Bundestagsrede hatte einen 
ganz konkreten Anlass: Den offenen Ruf nach 
einem islamistischen Kalifat, vorgetragen aus 
tausenden und zehntausenden Kehlen auf 
unseren Straßen im Herbst 2023.

Schwere Straftaten durch kriminelle Ausländer sind in 
Deutschland an der Tagesordnung
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Ganz offenkundig besteht ein akuter Hand-
lungsbedarf im Bereich des Ausländerextre-
mismus.

Insbesondere hinsichtlich des politischen 
Islam und des handfesten Islamismus haben 
die Ereignisse im Herbst 2023 gezeigt, dass 
die bestehende Politik der falschen Toleranz 
regelrechte Gegengesellschaften haben ge-
deihen lassen, die grundsätzlich rückzubau-
en sind und darüber hinaus ein ganz erheb-
liches Gefährdungspotenzial für unser Land 
darstellen.

Eng verbunden ist dies mit subversiven aus-
ländischen Gruppierungen, die bisweilen gar 
unmittelbar von ausländischen Regierungen 
gesteuert und eingesetzt sind, um deren In-
teressen in unserem Land durchzusetzen. 

So gehören allein der aus der Türkei staat-
lich gesteuerten islamischen Religionsan-
stalt „DITIB“ rund 850 Moscheevereine an. 
Das sind statistisch gesehen fast drei auch 
politisch aktive Zentren pro Bundestags-
wahlkreis, in denen nach Angaben der DITIB 
selbst rund auf 800.000 Menschen mindes-
tens mittelbar mit fremdstaatlicher Propa-
ganda eingewirkt wird.

Diese sogar fremdstaatlich gesteuerte Ein-
wirkung auf unser Land kann im Sinne des 
sozialen Friedens durch eine souveräne und 
heimatorientierte Politik so nicht länger hin-
genommen werden.

5. Auswanderung aus den Sozialsystemen

Nicht hinzunehmen ist ferner die enorme 
Anzahl an ausländischen Sozialhilfeempfän-
gern. Allein im Jahr 2022 wurden mindestens 
15,4 Milliarden Euro für ausländische Sozial-
leistungsbezieher aufgewendet. Dies stellt 
eine solch enorme Fehlpolitik dar, die nie-
mandem zu vermitteln ist, der bei Verstand 
ist.

Selbst „für die CDU ist schon lange klar: Eine 
gezielte Zuwanderung von EU-Bürgern in 
die deutschen Sozialsysteme darf es nicht 
geben“.

Wenn das für die CDU bereits bei EU-Bür-
gern problematisch war oder noch ist, dann 
wird es erst recht kaum verfassungswidrig 
sein, eine Einwanderung in einen umlage-
finanzierten Sozialstaat aus Afrika oder dem 
Orient für (allein mathematisch) höchst prob-
lematisch zu erachten – und politisch umzu-
steuern.

Nach offiziellen Zahlen sind von mehreren 
Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld 
II bzw. dem Bürgergeld bereits knapp die 
Hälfte Ausländer. Es ist zum Schutz des So-
zialstaates als solchem – übrigens selbst ein 
hoher Verfassungswert und Staatsprinzip –  
also völlig legitim, eine migrations- und so-
zialpolitische Wende auch im Wege des Auf-
enthaltsrechtes anzugehen.

Dass hiervon nicht solche Ausländer gemeint 
sind, die bloß aufgrund einer nichtverschul-
deten Notlage wie etwa Arbeitsunfällen usw. 
auf den Sozialstaat angewiesen sind, das ver-
steht sich von alleine. Zumindest dann, wenn 
man sich einer oppositionellen Haltung in 
der Migrationspolitik neutral nähert und nicht 
mit dem Ziel, diese aus aktivistischem Eifer 
zu diffamieren.

6. Fazit 

Es offenbart sich also: Der Kreis potenziel-
ler Adressaten von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen ist tatsächlich groß. Und er geht 
selbstverständlich über jene Zahl hinaus, 
derer die allein nach geltender Rechts- und 
Faktenlage vollziehbar ausreisepflichtig sind.

Deutschlands 
Sozialleistungen sind Pull-
Faktoren für Migration
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Remigration und die 
Durchführung:
Wie soll das gehen?

Wie bereits gesagt: Das Framing von Remi-
gration als eine Politik der Entrechtung, Ver-
treibung und Deportation ist eine bewusste 
Diffamierung und Lüge zur Manipulation der 
Öffentlichkeit und zur gezielten Bekämpfung 
politischer Gegner. Es ist dies im Grunde eine 
Aufhetzung der Öffentlichkeit im wahrsten 
Wortsinne. Und die ersten Gewaltaufrufe 
durch erlauchte Kreise sind längst da, ohne 
nennenswerte Empörung.

Wie ausgeführt, meint „Remigration“ ein 
umfangreiches Maßnahmenpaket. Es be-
zieht sich auch nicht auf einen abgrenzbaren 
Zeitraum, sondern es handelt sich um eine 
grundsätzliche politische Umkehr, die so-
dann dauerhaft umzusetzen ist.

Zusammenfassend lässt sich skizzieren, was 
hier zusammenwirkt und umzusetzen wäre:

1. Im Rahmen dessen, was wir als Vorhaben 
der Remigration bezeichnen, ist zunächst der 
Zustrom der Einwanderung zu begrenzen. 

Und das sowohl durch politische (Stichwort: 
Anreizverringerung) als auch durch grenz-
polizeiliche Maßnahmen sowie im Rahmen 
europäischer und internationaler Zusam-
menarbeit.

2. Ferner ist im Ausländerrecht nachzubes-
sern. Hier nutzen die derzeit Regierenden 
und ihr Komplex aus Medien und angebun-
dener „Zivilgesellschaft“ einen billigen Ta-
schenspielertrick, um jede Form anderer 
politischer Vorstellung zu diffamieren und zu 
kriminalisieren

Sie werten einfach jedes politische Handeln 
ihrerseits als direkten und unmittelbaren 
Ausfluss von Verfassungswerten. Daraus lei-
ten sie dann ab, dass jede Kritik und jeder Al-
ternativvorschlag ja verfassungswidrig sein 
muss. Wie durchschaubar!

Dabei obliegt es gerade dem Regierungs-
handeln und den (veränderbaren) Parla-
mentsmehrheiten, politische Veränderung 
durch gesetzgeberischen Willen durchzu-
setzen. Auch im Ausländerrecht.

So ist es kein unveränderliches Naturphäno-
men, die Hürden der Einbürgerung – wie die 
Ampel es unter einer extrem linken Ministe-
rin Nancy Faeser tut – drastisch zu senken 
und die Hürden einer Ausweisung straffälli-
ger Ausländer zu erhöhen.  Es ist Ausdruck 
eines politischen Willens. Und genau so kann 
es Ausdruck eines alternativen gesetzgebe-
rischen Willens werden, diese Gesetze eben 
zu ändern und auch die Verwaltung hinsicht-
lich ihres Handelns und Ermessens anders 
auszugestalten.

3. Demnach ist es auch ein fundamenta-
ler Unterschied, ob etwas „gegenwärtig 
rechtlich“ oder „gegenwärtig rechtsstaat-
lich“ umsetzbar wäre. Die Verwaltung – die 
Ausländerbehörde etwa – ist an das Gesetz 
gebunden. Hat ein Amtshandeln keine Er-
mächtigungsgrundlage oder sind deren Tat-
bestände nicht erfüllt, kann die Behörde 
nicht rechtmäßig handeln: ihr Vorhaben ist 
gegenwärtig rechtlich nicht umsetzbar.

Das bedeutet aber nicht, dass diese Maß-
nahme nicht nach dem zu ändernden Recht 
rechtsstaatlich umsetzbar wäre. Nur weil ein 
Gesetz anders ist, als das derzeitige, ist es 
nicht zwingend unrechtsstaatlich oder per 
se verfassungswidrig. Rechtswidrig ist es nur, 
wenn die Behörde wider das Gesetz oder 
ohne gesetzliche Ermächtigung handelt. Ge-
setze sind aber änderbar.

Faeser will Migrationskritik 
kriminalisieren!
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4. Und so gibt es auch kein weltweit gülti-
ges Menschenrecht auf Einwanderung und 
Aufenthalt nach und in Deutschland. Es ver-
stößt auch nicht gegen die Menschenwürde, 
wenn etwa ein Chinese oder Nigerianer nicht 
ohne weiteres hier einreisen darf. Genauso 
wenig ist es nicht unvereinbar mit der Men-
schenwürde eines Deutschen, wenn ihn etwa 
der afghanische Staat nicht bereits nach fünf 
Jahren Aufenthalt zum Afghanen erklärt. Ge-
nerell ist es so, dass der Aufenthalt eines 
Ausländers in Deutschland nicht die Regel, 
sondern eine Ausnahme ist.

Und diese Ausnahme bedarf stets und immer 
einer besonderen Regelung. Und es ist nun 
einmal Aufgabe des Gesetzgebers, diese Re-
geln festzulegen und bei Bedarf eben zu än-
dern. Und veränderbar ist sowohl das Aufent-
haltsrechts wie auch die Einbürgerung sowie 
auch das Asylwesen gesetzlicher und sogar 
grundgesetzlicher Veränderung zugänglich 
ist. Der – veränderbare – gesetzgeberische 
Wille ist dabei stets Ausdruck der veränder-
ten Parlamentsmehrheit.

Und die entsteht, genau: Durch die demokra-
tische Wahl des Souveräns, des deutschen 
Volkes.

5. Zurückzuweisen ist ferner die bewuss-
te Manipulation, das Konzept der Remigra-
tion mache Zwang und Gewalt zu seinem 
zentralen Instrument. Wer das behauptet, 
der lügt oder er ist völlig in Unkenntnis, wie 
staatliches Handeln funktioniert. So besteht 
bei vielen Beobachtern schon Nichtwissen 
dahingehend, dass eine Abschiebung – also 
die zwangsweise Vollstreckung der Ausrei-
sepflicht – nur das letzte Mittel einer aufent-
haltsbeendenden Maßnahme ist.

Die Diffamierungen unserer politischen Geg-
ner zeichnen das Bild, als würden nach Vor-
stellung der Opposition rechtschaffende 
ausländische und sogar deutsche Mitbür-
ger alsbald aus ihrer Wohnung oder gar aus 
ihrem Gewerbebetrieb herausgeprügelt und 
in Abschiebehaft genommen. Welch eine 
niederträchtige Verzerrung und Vergiftung 
des politischen Diskurses.

Das Konzept der Remigration fußt auf der 
Überzeugung der Wesentlichkeit von Hei-
mat und eigener Identität. Das heißt, es wird 
generell auch die Heimat Fremdstämmiger 
geschätzt und das Konzept der Umsiedlung 
und Wanderung ganzer Volksmassen quer 
über den Erdball abgelehnt. Weil dieses das 
Heimatrecht aller Menschen der Erde zur 
Disposition stellt.

So sind auch seitens staatlicher Stellen der 
Bundesrepublik Anreiz- und Unterstützungs-
systeme denkbar, Ausländern mit wenig Blei-
beperspektive oder einem sodann ohnehin 
verminderten Bleibeinteresse die Rückkehr 
in die Heimat zu erleichtern.

Dies geschieht letztlich in Kooperation mit 
dem Herkunftsstaat. Bislang fördert die Bun-
desrepublik das Ausland mit Milliardenzah-
lungen, ohne nennenswerte Gegenleistung 
oder Nutzen für unser Land. Hier bestehen 
zahlreiche Möglichkeiten, im Sinne der Re-
migration für eine bessere Zukunft und le-
benswerte Perspektiven vor Ort zu sorgen. 
Gleichzeitig bestehen Sanktionsmöglichkei-
ten, wenn diese Staaten die Kooperation ver-
weigern, etwa der „Visa-Hebel“ uvm.

Es gibt kein Grundrecht 
auf Einwanderung nach 
Deutschland!
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Wird ein Ausländer dann doch ausreise-
pflichtig, so wird dieser keineswegs umge-
hend abgeschoben, also zwangsweise außer 
Landes verbracht. Vielmehr erfolgt ein übli-
ches verwaltungsrechtliches Verfahren, samt 
Anhörung und Rechtsbehelfsbelehrung usw.
Ist die Maßnahme dann bestandskräftig, hat 
der Betroffene eine angemessene Frist, um 
alle Angelegenheiten zu regeln – samt der 
erwähnten Wahrnehmung von Unterstüt-
zungsleistungen.

Nur die wenigsten Verwaltungsakte werden 
für sofort vollziehbar erklärt, so auch im Aus-
länderrecht. Ein Anspruch indes darauf, dass 
sich die ausländerrechtliche Lage niemals 
ändern wird, die besteht nicht. Gerade dann 
muss mit der Änderung der Rechtslage ge-
rechnet werden, wenn der Bundestag die 
entsprechenden Gesetzesänderung bereits 
beschlossen hat.

6. Es ist grundsätzlich von der Rechtstreue 
der ausländischen Bürger auszugehen. 
Daher ist anzunehmen, dass diese sich auch 
im Zuge eines solchen Verfahrens rechtstreu 
verhalten und der behördlichen Aufforde-
rung zur Ausreise pflichtgemäß nachkom-
men werden.

Nur dort, wo sich diesem rechtsstaatlichen 
Gang der Dinge verweigert wird, ist der ent-
sprechende Verwaltungszwang durchzuset-
zen. Und zwar stets nach Recht und Gesetz 
und im Rahmen der Verhältnismäßigkeit.

Die Opposition lässt sich nicht 
mundtot machen!

Die durchsichtige Medienkampagne flankiert 
vom hysterischen Geschrei der Altparteien 
hat letztendlich nur das eine Ziel, politische 
Opposition zur Politik der offenen Grenzen zu 
kriminalisieren und auszugrenzen.

Kritische Bürger und Politiker sollen mundtot 
gemacht werden und missliebige Meinun-
gen ins gesellschaftliche Abseits gedrängt 
werden.

Doch wir werden uns davon nicht in die Irre 
führen lassen. Die AfD ist eine Rechtsstaats-
partei und wird auch weiterhin im Interesse 
der Bürger dieses Landes für einen legitimen 
und längst überfälligen Kurswechsel in der 
Migrationspolitik kämpfen. In ihrem Wahn 
fällt den Altparteien nicht mal auf, wie sehr 
sie das Land spalten, einen Keil in die Gesell-
schaft treiben und damit auch der Demokra-
tie schaden.

Wir sind guter Dinge, dass diese dafür bei 
den Wahlen im Jahr 2024 einen Denkzettel 
bekommen werden.

Sebastian Münzenmaier
Stellvertretender Vorsitzender der
AfD-Bundestagsfraktion
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„Im großen Stil abschieben?“

WIE DIE AMPEL 
MIGRATION 
WEITER
ANHEIZT 

Im großen Interview legt Scholz dann nach: 
„Wir müssen endlich im großen Stil dieje-
nigen abschieben, die kein Recht haben, in 
Deutschland zu bleiben“, forderte der 65-Jäh-
rige. Wer keine Bleibeperspektive in der Bun-
desrepublik habe, müsse „zurückgehen“, so 
der Kanzler ungewohnt scharf.

Ampel bleibt klare Antwort 
schuldig

Das war Ende Oktober 2023. Damals erreich-
te die Zahl der Asylanträge und der illega-
len Einreisen ein neues Rekordhoch. Und 
heute? Sind den großen Ankündigungen des 
inszenierten Hardliner-Kanzlers Taten ge-
folgt? Nicht wirklich, das zeigt die Antwort 
der Bundesregierung auf eine Anfrage des 
AfD-Abgeordneten Leif-Erik Holm. Der hatte 
sich im Januar nach dem konkreten Stand 
der Abschiebeoffensive erkundigt, die Scholz 
medial vollmundig angekündigt hatte. Doch 
anstelle handfester Zahlen gab es vonseiten 
der Ampel einige vage Politformulierungen. 

Im Oktober letzten Jahres verkündete der 
sonst so zögerliche Bundeskanzler Olaf 
Scholz, dass seine Regierung „endlich im 
großen Stil abschieben“ wolle. Nur knapp 
ein halbes Jahr später ist von der vollmundi-
gen Ankündigung nichts mehr übrig. Ganz im 
Gegenteil heizt die Ampel die Migration nach 
Deutschland weiter an – trotz bestehend 
hoher Zahlen des Asylzuzugs. Eine Bilanz, die 
für die Zukunft Schlimmes befürchten lässt.

Der Kanzler blickt ernst drein. Die eine Ge-
sichtshälfte ist von Schatten verdeckt, die 
andere leuchtet dafür umso heller. Ein ste-
chender Blick, ein dunkel gehaltener Hinter-
grund. „Wir müssen endlich im großen Stil 
abschieben“, verkündet der deutsche Regie-
rungschef vom Cover des Nachrichtenma-
gazins Spiegel und scheint es, so suggeriert 
es zumindest das Titelbild, wirklich ernst zu 
meinen.

Untermalt wird das gewollt entschlossene 
Bild von einem Untertitel: „Olaf Scholz‘ neue 
Härte in der Flüchtlingspolitik“. 
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Es seien Gesetzesänderungen vorgenom-
men worden, um Straftäter schneller auszu-
weisen, die Länder würden bei Fragen der 
Rückkehr unterstützt und die Regierung trei-
be „Gespräche mit wichtigen Herkunftsstaa-
ten intensiv voran“.

Dabei verwies die Bundesregierung auf ein 
Migrationsabkommen mit Georgien und der 
Einstufung des Landes und der Republik 
Moldau als sichere Herkunftsstaaten. 

Scholz bläst die Backen auf 
– und stellt Ausländern in 
Abschiebegewahrsam Anwalt 
an die Seite

Doch die Ampel ließ in ihrer Antwort eini-
ge wichtige Zahlen und Details unerwähnt. 
Beispielsweise, dass mit der neuen, angeb-
lich verschärften Ausweisungsregelung 
jedem Ausländer in Abschiebegewahrsam 
ein Pflichtanwalt auf Steuerzahlerkosten zur 
Seite gestellt wird. Oder dass aus Georgien 
gerade einmal 8.414 Asylerstanträge im Jahr 
2023 gestellt wurden.

Zum Vergleich: Insgesamt ersuchten im Jahr 
2023 329.120 Personen Asyl in der Bundes-
republik, davon allein 102.930 Personen aus 
Syrien, 61.181 aus der Türkei und 51.275 aus 
Afghanistan. Ein Migrationsabkommen mit 
Georgien wird diese Massen vermutlich nicht 
abhalten können. 

Dazu kommt ein Rekord-Familiennach-
zug von 130.000 Personen, der noch auf die 
knapp 330.000 Erstanträge hinzugerechnet 
werden muss. So ergibt sich summa summa-
rum eine Zuwanderung von offiziell 460.000 
nach Deutschland, also eine Großstadt nur 
unwesentlich kleiner als Duisburg. Abge-
schoben wurde hingegen in der Größenord-
nung von Michelstadt in Hessen: Gerade ein-
mal 16.430 Menschen mussten unser Land 
im selben Zeitraum verlassen.

Im neuen Jahr geht das 
Asylchaos weiter

Dass Scholz böses Spiegel-Cover nur ein 
fauler Bluff war, dürfte informierten Bürgern 
spätestens im Januar klar geworden sein. 
26.376 Asylerstanträge zählten die zuständi-
gen Behörden allein im ersten Monat 2024 
und damit knapp 10.000 Erstanträge mehr 
in 31 Tagen als Abschiebungen im gesamten 
Jahr 2023. 

Verwunderlich ist der fortlaufende Zustrom 
jedoch nicht. Die Ampel hat mit dem neuen 
Staatsangehörigkeitsrecht, das den Erwerb 
des deutschen Passes nach fünf bzw. sogar 
drei Jahren in besonderen Fällen ermöglicht, 
einen neuen Pull-Faktor geschaffen, der die 
Massen weiter in die Bundesrepublik lockt. 

Und die groß angepriesenen Gesetzesinitiati-
ven zur Ordnung der Migrationspolitik erwei-
sen sich in der Praxis als zahnloser Tiger. „Es 
wird angenommen, dass durch die Verschär-
fung der Ausreisepflicht die Anzahl der Ab-
schiebungen um rund 600 steigen wird“, hieß 
es im zugehörigen Gesetzentwurf.

Zur Erinnerung: Im Januar 2024 kamen täg-
lich (!) 850 Personen nach Deutschland. „Im 
großen Stil abschieben“ ist das nicht. Aber 
vielleicht gibt es ja wenigstens bald wieder 
ein schönes Spiegel-Cover. 

Ampel befeuert Asylchaos!
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Die Ampel nervt selbst im Kino!

Die Ampel macht selbst den Kinobesuch zur 
teuren Werbeveranstaltung für ihre verkorks-
te Politik. Wie Sebastian Münzenmaier durch 
eine Anfrage an die Bundesregierung erfuhr, 
gab die Regierung allein in den Jahren 2022 
bis 2023 fast 3,3 Millionen Euro für die Schal-
tung von Spots in Kinos aus. Doch das ist nicht 
die einzige irrsinnige Ausgabe der Ampel.

Stellen Sie sich vor, Sie gönnen sich nach 
langer Zeit mal wieder einen Kinoabend im 
Filmtheater, das Sie schon als Kind besucht 
haben. Doch als die Leinwand angeht, wer-
den sie zuerst einmal von mehreren auf-
dringlichen Werbespots der Bundesregie-
rung „beglückt“.

3,3 Millionen Euro für nervige 
Kinospots

Sebastian Münzenmaier wollte wissen, wel-
che Summe die Ampel in den Jahren 2022 
bis 2023 für die Schaltung von Werbung in 
Kinos verausgabt hat. Insgesamt 3.259.784,33 
Millionen Euro ließen sich Habeck und Co. 
diesen Service in den vergangenen zwei Jah-
ren kosten, wobei sich das Haus des grünen 
Bundeswirtschaftsministers mit beinahe 1,4 
Millionen Euro die meisten Ausgaben für Ki-
nowerbung im genannten Zeitraum leistete. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les von SPD-Minister Hubertus Heil folgt mit 
etwas über eine Million Euro, das Umwelt-
ministerium gab allein im Jahr 2023 514.183 
Euro für Kinowerbung aus. „Nicht mal beim 
entspannten Kinoabend lässt die Ampel die 
Bürger mit ihrer Ideologie in Ruhe“, kommen-
tierte Sebastian Münzenmaier seine Anfrage 
in der Presse. „Klar ist: Der größte Horrorfilm 
in Deutschland bleibt die schaurige Politik 
der Ampelregierung“, so der 34-Jährige.

Eine „Fachkräftekampagne“, 
die sich nur um „Klima-Jobs“ 
kümmert 

Nicht nur im Kino, auch auf der Suche nach 
Fachkräften für eine klimafreundliche Wirt-
schaft scheut die Ampel keine Kosten. Die 
groß angelegte Kampagne „Gemacht für 
was Großes“ kostete den Steuerzahler laut 
Antwort des Ministeriums auf Anfrage von 
Sebastian Münzenmaier bislang rund 3,7 Mil-
lionen Euro. Der Großteil davon, knapp 2,2 
Millionen Euro, entfielen auf den Auftritt in 
den sozialen Netzwerken, weitere 620.000 
Euro wurden für Werbung im Kino (schon 
wieder) ausgegeben und rund 380.000 Euro 
in Zeitungsanzeigen gesteckt.
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Das Hauptaugenmerk der Kampagne, die 
aus dem Hause Robert Habecks kommt, liegt 
aber natürlich nicht auf „normalen Jobs“ wie 
etwa gängige Handwerksberufe, sondern auf 
sogenannten grünen „Zukunftsjobs“.

Unter anderem erklären Großeltern in Videos, 
was ihre Enkel als Wärmepumpeninstallateur 
oder Windkraftanlagetechniker so machen. 

Münzenmaier: 
Energiewendeprofiteure 
werden mit grünlinker 
Ideologiekampagne bedient 

Wird hier wieder einmal die grüne Lobby be-
dient? Ja, meint der AfD-Abgeordnete Se-
bastian Münzenmaier.

Grundsätzlich sei es zwar zu begrüßen, dass 
junge Menschen für das Handwerk begeis-
tert werden. Die Kampagne „Gemacht für 
was Großes“ sei aber „zur grünlinken Ideo-
logiekampagne“ verkommen. „Wie aus dem 
Hause Habeck üblich, wird penetrant und 
einseitig auf das Thema Klimaschutz ver-
wiesen, während andere Berufsbilder viel zu 
kurz kommen“, erklärte der Bundestagsab-
geordnete in einer Pressestimme.

Für ihn ist klar: Mit Steuergeldern füttert das 
Habeck-Ministerium „die eng mit den Grünen 
verbandelten Energiewendeprofiteure“. 

Ob die Kampagne ein Erfolg wird, weiß das 
Ministerium übrigens selbst nicht genau. Auf 
Nachfrage von Pressevertretern, wie vielen 
jungen Leuten mit der Kampagne in eine 
Ausbildung geholfen wurde, weicht die Be-
hörde aus: „Die Informationskampagne ist 
nicht mit Jobvermittlungsportalen oder Ähn-
lichem verknüpft, so dass keine direkte Zu-
ordnung möglich ist.“ 

Aber genau das wäre bei dem Millionenauf-
wand aus Steuergeldern angemessen. 
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Impressionen - Aktiv für Deutschland
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Meinungsfreiheit:

Zugegeben, es gab schon mal bessere Zeiten 
für Linksgrüne. Seit die Ampel regiert, spüren 
die Bürger am eigenen Leibe, welche Konse-
quenzen eine Politik weltfremder Ideologie für 
sie hat. Dank des Internets haben auch die re-
gierungsnahen Mainstream-Medien an Macht 
eingebüßt und das Volk lässt sich nicht mehr 
von betreutem Denken in den Abendnachrich-
ten auf Linie bringen. Das Ergebnis ist, dass 
den regierenden Altparteienpolitikern enor-
mer Unmut entgegenschlägt.

Immer mehr Menschen sind bereit, sich nach 
Alternativen umzusehen und finden in der 
AfD eine Partei, die das Wohlergehen des 
eigenen Volkes in den Fokus ihres Handelns 
rückt.

Hilflose Altparteien werden 
immer gefährlicher für die 
Demokratie

Die Altparteien reagieren auf die steigen-
den Zustimmungswerte der Alternative für 
Deutschland eben nicht mit einer notwendi-
gen Kurskorrektur, sondern verfallen in Panik 
und Zorn.

Gerade das linksgrüne Milieu ist stets der 
festen Überzeugung, auf der Seite des 
„Guten“ zu stehen. Mit diesem moralischen 
Impetus im Gepäck ist jede Selbstreflexion 
ausgeschlossen.

Das erkennt man schon deutlich daran, dass 
Regierende mit einer unfassbaren Arroganz 
ständig davon schwadronieren, ihre Poli-
tik müsse doch nur „besser erklärt werden“, 
dann würden die Bürger schon einsehen, 
dass es für sie gut ist, wenn sie am Ende des 
Monats nicht mehr wissen, wie sie Lebens-
mittel kaufen oder ihre Rechnungen bezah-
len können.

Natürlich verfängt ein solcher Irrsinn nicht 
und bringt am Ende nur noch mehr Leute 
gegen diese Form der Bürgerverachtung auf. 
Die Luft wird immer dünner für die Abgeord-
neten der Altparteien.

Die daraus resultierende Verzweiflung ver-
anlasst jetzt die Innenministerin Nancy Fae-
ser (SPD) und Familienministerin Lisa Paus 
(Grüne) dazu, einen beispiellosen Angriff auf 
die Meinungsfreiheit und die Demokratie zu 
planen.

AMPEL WILL DIE DEMOKRATIE SCHLEIFEN!
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„Demokratiefördergesetz“ 
schleift die Demokratie

Die Bundesregierung will nun ernst machen. 
Nachdem sich die pauschalen und willkür-
lichen Rechtsextremismus-Vorwürfe und 
sogar der gefügige Verfassungsschutz ein 
stumpfes Schwert geworden sind, soll nun 
die Opposition mit Gesetzen in die Knie ge-
zwungen werden. Man kennt das aus totali-
tären Staaten. Innenministerin Nancy Faeser 
stellte mit großem Medienrummel ihre ge-
planten Maßnahmen gegen „Rechtsextre-
mismus“ vor.

Dabei sparte die in Hessen gescheiterte 
SPD-Politikerin nicht an aggressivem Voka-
bular. Neben den üblichen Phrasen wie man 
müsse „die offene Gesellschaft gegen ihre 
Feinde verteidigen“, bekam man zu hören, 
dass „diejenigen, die den Staat verhöhnen, es 
mit einem starken Staat zu tun“ bekämen.

„Verhöhnung des Staates“ 
bald strafbar?

Verhöhnung des Staates soll also eine Straf-
tat werden? Einer freiheitlichen Demokratie 
ist es eigentlich immanent, dass die Bürger 
selbstverständlich den Staat und seine Ver-
treter verspotten darf. Will die Ampel etwa 
zurück ins Mittelalter mit Straftatbeständen 
wie Majestätsbeleidigung und Blasphemie? 
Ist dann Kabarett und Satire ebenfalls verbo-
ten?

Zynischerweise soll das Ganze dann auch 
noch als „Demokratiefördergesetz“ verkauft 
werden. Dieses Gesetz fördert keine Demo-
kratie, es ist ein Anschlag auf die Demokra-
tie. Passend zu den totalitären Fantasien von 
Nancy Faeser hat sich auch noch Familienmi-
nisterin Lisa Paus vor die Kameras gewoge-
ner Journalisten gesetzt und verkündet, man 
wolle im Netz auch gegen nicht-strafbare 
Meinungsäußerungen vorgehen.

Social-Media-Plattformen sollen hohe Geld-
bußen zahlen, wenn sie allzu kritische (als 
„Hass und Hetze“ betitelte) Meinungsäuße-
rungen nicht entfernen, selbst wenn diese 
sich in einem rechtlich einwandfreien Rah-
men bewegen.

Natürlich soll das „Demokratiefördergesetz“ 
auch noch die dauerhafte Finanzierung lin-
ker, linksradikaler und linksextremistischer 
Organisationen sicherstellen. Dafür fehlt der 
Ampel erstaunlicherweise kein Geld.

Alice Weidel: „Ampel will Mei-
nungsfreiheit ausschalten“

Dass die Altparteien ihre Fleischtöpfe gegen 
die Opposition nicht gerade zimperlich ver-
teidigen, ist nichts Neues. Die Maßnahmen, 
welche Nancy Faeser und Lisa Paus nun auf 
den Weg bringen wollen, sind nicht weniger 
als ein Frontalangriff auf Meinungsfreiheit 
und Demokratie.

Alice Weidel (AfD) ging mit diesen Plänen 
hart ins Gericht: „Die Maßnahmen der Bun-
desregierung sollen nicht nur die politische 
Konkurrenz in Form der AfD ausschalten, 
sondern auch ein hohes Gut aller Bürger: die 
Meinungsfreiheit.“

Weiter kündigt sie an, die Meinungsfreiheit 
unseres Grundgesetzes verteidigen zu wol-
len. Derzeit wird das schändliche „Demokra-
tiefördergesetz“ noch von der FDP blockiert, 
aber es ist nur eine Frage der Zeit, bis die 
Liberalen umfallen. Jeder Einzelne ist gefor-
dert, sich den demokratiefeindlichen Plänen 
der Ampel mit legitimem Protest entgegen-
zustellen.

Im Jahr 2024 gibt es zudem noch die Mög-
lichkeit, bei der EU-Wahl mit einem Kreuz für 
die AfD unsere Meinungsfreiheit zu verteidi-
gen. Eine erneute Klatsche bei den Wahlen 
haben die linksgrünen Fanatiker anschei-
nend bitter nötig.
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EU-WAHL



25

Kolumne - Blickpunkt: Ost!

DIE AFD REPRÄSENTIERT DEN DEUTSCHEN 
AUSDRUCK EINES EUROPAWEITEN 
ANSTIEGS DES PATRIOTISMUS.
Von Frankreich mit dem Rassemblement 
National über den Vlaams Belang in Flan-
dern und die FPÖ in Österreich bis hin zum 
sensationellen Wahlerfolg der Partij voor de 
Vrijheid in den Niederlanden: Überall setzen 
die Völker darauf, ihre Interessen gegen das 
Establishment durchzusetzen.

In Deutschland wird versucht, durch mediale 
Verzerrungen und Massendemonstrationen 
von Parteifunktionären, links-grünen Vor-
feldorganisationen, Fraktionsmitarbeitern, 
Gewerkschaftern usw. den Eindruck zu er-
wecken, die AfD und ihr Umfeld seien eine 
Blase.

Unser Kolumnist René Aust ist seit 2019 Abgeordneter im Thüringer Landtag, 
stellvertretender Sprecher des AfD-Landesverbandes Thüringen und Kandidat für 
die EU-Wahl 2024 auf Listenplatz 3.
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Denn um nichts anderes ging es unseren 
politischen Gegnern, rein negativ unseren 
Kandidaten zu verhindern, ohne sich hin-
ter dem letztlich gewählten Kandidaten der 
CDU, Herrn Herrgott, zu versammeln. Den-
noch können wir stolz darauf sein, dass bun-
desweit so viel Aufwand betrieben werden 
musste, um Uwe Thrum so knapp zu verhin-
dern. Ein Dankeschön an die tapferen Mit-
glieder im Saale-Orla-Kreis für ihren aufrich-
tigen Einsatz im Auge des medialen Sturms.
Das Jahr 2024 wird im Rückblick ein entschei-
dender Meilenstein für die Patrioten Europas 
gewesen sein. Eine starke patriotische Prä-
senz für Identität und Souveränität im EU-
„Parlament“, starke Zuwächse bei den Kom-
munalwahlen in Deutschland - und vielleicht 
zugleich der erste AfD-Ministerpräsident und 
ein österreichischer Bundeskanzler Herbert 
Kickl.

Das alles provoziert unsere Gegner zu immer 
unkontrollieren Aktionen und Reaktionen: 
Zuerst versuchten sie, uns inhaltlich zu stel-
len, als das scheiterte, versuchten sie, uns zu 
ignorieren, und heute besteht ihre Strategie 
darin, zu lügen! Doch diese Lügen halten in 
der sich entwickelnden Social-Media-De-
mokratie nur kurz: Die „Deportationslüge“ 
fällt bereits in sich zusammen! Die AfD ver-
tritt weder einen biologistischen Volksbe-
griff, noch will sie irgendwen deportieren und 
auch keinen deutschen Staatsbürger auf-
grund seiner Abstammung oder irgendeiner 
Orientierung als Bürger zweiter Klasse be-
handeln.

Diese Richtigstellung konnte auf den vielen 
Social-Media-Kanälen schnell verbreitet wer-
den. Deshalb ist wichtig, neben einem enga-
gierten analogen Wahlkampf, die Präsenz in 
den Sozialen Medien zu stärken und auszu-
weiten. Trotz Eingriffe in die Meinungsfreiheit, 
sie können nicht so schnell löschen, wie wir 
teilen, mitteilen und richtigstellen können. 

Das Jahr 2024 wird das spannendste politi-
sche Jahr seit langem - und wir haben die 
Pole Position!

René Aust

Tatsächlich findet sich die Blase in den links-
grünen Stadtbezirken Berlins, Hamburgs und 
Münsters. Sie schotten sich in ihren Gewiss-
heiten ab und isolieren sich unter ihresglei-
chen.

Für sie bedeutet Weltoffenheit, ein Auslands-
semester in Brüssel oder London zu ab-
solvieren und sich dort im gleichen global 
orientierten Milieu zu bewegen wie zuhau-
se. Die Konsequenz ist ein Kontaktverlust zu 
den Menschen in Cottbus, Rudolstadt, Gel-
senkirchen oder der Gemeinde Oberrieden 
in Bayern, wo die AfD bei der Landtagswahl 
zur stärksten Kraft wurde. Das daraus resul-
tierende Unverständnis für die Lebensrea-
lität, die Sorgen und Nöte sowie die Priori-
täten unserer Landtagswahl führt zu einer 
Politik, die sich an abstrakten, weltfremden 
Ideen und Idealen orientiert. Doch jede Idee 
und jede politische Handlung muss sich an 
der Realität messen lassen. Wenn 24 Prozent 
aller Rentner in Deutschland auf die Tafeln 
angewiesen sind, während Radwege in Peru 
gefördert werden, scheitert der Anspruch 
grüner Weltpolitik an der Essensausgabe in 
Köln-Braunsfeld.

Stattdessen treffen wir den Nerv der Zeit, 
indem wir Politik für unsere Landsleute vor 
Ort fordern. Das mag für die Medien weniger 
glamourös sein - und wird sogar unter Ver-
dacht gestellt. Aber das schreckt uns nicht 
ab. Trotz der Überwachung durch den Ver-
fassungsschutz, medialen Kampagnen und 
den Lügen der politischen Gegner zeigt die 
AfD keine Anzeichen von Einschüchterung. 
Wir verzeichnen weiterhin ein beeindrucken-
des Mitgliederwachstum, die Umfragewerte 
sind stabil, und trotz des hohen Drucks las-
sen wir uns auf Bundesebene nicht länger in 
Flügelkämpfe verwickeln.

Es wird ein historisches Wahljahr - für uns, 
aber auch darüber hinaus: 3,5 Milliarden 
Menschen sind aufgerufen, an den Wahlen 
teilzunehmen - darunter in den USA, Öster-
reich, Rumänien und Litauen. Den hoffnungs-
vollen Anfang machte der Saale-Orla-Kreis: 
Unser Uwe Thrum konnte nur knapp von den 
anderen Parteien verhindert werden.
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EU-Wahl

BEVORMUNDUNG AUS 
BRÜSSEL STOPPEN!
Die wichtigen politischen Entscheidungen 
werden ausschließlich in Berlin getroffen? 
Von wegen! Die Entwicklung der vergange-
nen Jahre zeigt eindrücklich, dass das Euro-
päische Parlament und die zugehörige Kom-
mission unter CDU-Frau Ursula von der Leyen 
stets mehr in das Leben der Deutschen hinein-
regieren.

Der Gang zur Wahlurne am 9. Juni ist daher 
unbedingt Pflicht! Wir zeigen Ihnen, was in 
Brüssel und Straßburg alles schiefläuft – und 
wie Sie mit Ihrer Stimme ein Stoppschild set-
zen können!

Es wird eine der wichtigsten Wahlen seit Jah-
ren: Am 9. Juni sind die Bürger in Deutsch-
land dazu aufgerufen, ihre Vertreter für das 
nächste Europäische Parlament zu wählen. 
Während der Europawahl lange Zeit keine 
größere Bedeutung zugesprochen wurde 
und sich die Wahlbeteiligung stets weit unter 
der Beteiligung an der Bundestagswahl be-
fand, dürfte sich das spätestens nach weit-
reichenden EU-Entscheidungen, beispiels-
weise zum Verbrenner-Aus, geändert haben. 
Eine kleine Erinnerung, warum Sie am 9. Juni 
unbedingt zur Wahl gehen und alle Freunde 
und Verwandte motivieren sollten.
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Migration? Außer Kontrolle!

Um direkt ein beliebtes Vorurteil der linken 
Journaille aus dem Weg zu räumen: Die AfD 
ist nicht gegen Europa. Aber gegen diese EU, 
die die Ursprungsidee der Gründerväter mitt-
lerweile gewollt ignoriert und immer tiefer in 
die Souveränität der Nationalstaaten hinein-
regiert. Ein EU-Superstaat? Eine gruselige 
Idee, die noch gruseliger wird, wenn man auf 
die Bilanz der „Leyen-Kommission“ blickt. Die 
Migration auf unseren Kontinent ist seit Jah-
ren völlig außer Kontrolle geraten. 

Und es wäre die Aufgabe der EU, die euro-
päischen Außengrenzen vor diesem Ansturm 
zu sichern. Offizielle Zahlen offenbaren das 
Versagen Brüssels: Bis Ende Oktober wurden 
im Jahr 2023 rund 937.000 Asylanträge in der 
Europäischen Union registriert. Ein Plus von 
22 Prozent zum Vorjahreszeitraum. Wenig 
überraschend bleibt das Hauptziel Asylsu-
chender in der EU Deutschland. Italien und 
Frankreich kommen nicht einmal gemeinsam 
auf die Zahl von Anträgen, die Deutschland 
allein bewältigen muss. Insgesamt beantrag-
ten im Jahr 2023 330.000 Menschen erstmals 
Asyl in Deutschland.

Dazu kommen Familiennachzügler und ver-
schiedene Aufnahmeprogramme, was die 
Zahl der Ankommenden auf über eine halbe 
Million steigen lässt.

Grüne Gängelung bis in die 
Verarmung 

Neben der Migration dürfte die Klima- und 
Energiepolitik der EU den meisten Deutschen 
die Sorgenfalten ins Gesicht treiben. Mittler-
weile scheint es so, als werde der angebliche 
Klimaschutz als Tarnumhang genutzt, um in 
alle Lebensbereiche der Menschen regle-
mentierend einzugreifen. EU-Programme 
wie der „Green Deal“ und „Fit for 55“ schaffen 
keinen Wohlstand, sondern wirken sich auf 
die deutsche Wirtschaft zerstörerisch aus.

Das geplante Verbrenner-Verbot ab 2035 
(bislang nur Ausnahmen bei E-Fuels) er-
schwert und verteuert gerade Menschen auf 
dem Land das Leben massiv, Projekte wie 
der Sanierungszwang von Häusern scheinen 
nicht endgültig vom Tisch. Hinzu kommen 
Vorhaben, die noch etwas unter dem Radar 
der breiten Öffentlichkeit fliegen. Zu erwäh-
nen ist hier beispielsweise die Bargeldober-
grenze von 10.000 Euro in der EU, auf die sich 
Unterhändler von EU-Rat und Europaparla-
ment im Januar geeinigt haben.

Am 9. Juni 2024 für Europa 
wählen gehen!

Es ist nicht mehr zu übersehen, dass Brüs-
sel vom Plastikstrohhalm bis in den Hei-
zungskeller alles komplett reglementieren, 
überwachen und einschränken möchte. Das 
geht so nicht mehr weiter! Statt eines euro-
päischen Superstaats strebt die AfD einen 
„Bund europäischer Nationen“ an, eine neu 
zu gründende europäische Wirtschafts- und 
Interessengemeinschaft, in der die Souverä-
nität der Mitgliedstaaten gewahrt ist.

An erster Stelle steht für die Partei dabei 
immer das Wohl Deutschlands und seiner 
Bürger. Der gemeinsame Markt mit den an-
deren europäischen Ländern soll hier selbst-
verständlich auch erhalten bleiben! Der Be-
wahrung der europäischen Kultur und ihrer 
verschiedenen Identitäten soll jedoch wieder 
stärker Rechnung getragen werden.

Denn Europa kann mehr – und braucht keine 
Gängelung einer Ursula von der Leyen und 
Co.! 
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AfD zur Europawahl

KERNPUNKTE DER AfD:
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Interview mit Alexander Jungbluth:

Was sind Ihre Erwartungen an die Europa-
wahl?

Ich bin überzeugt, dass wir mit einem guten 
Wahlkampf eine bereits gute Ausgangsposi-
tion noch verbessern und mit einem guten 
Ergebnis von 20% plus x rechnen können. 

Aktuelle Umfragen sehen uns schon bei 20-
22% und das in einer Zeit, in der Regierun-
gen tatsächlich glauben, uns mit initiierten 
Demos zu schwächen. 

Ich sehe also viel Luft nach oben und wenig 
nach unten.

Welche Hauptthemen stehen Ihrer Meinung 
nach bei der Wahl im Vordergrund?

Die Kernbotschaft muss sein, die Souveräni-
tät unseres Landes gegenüber den Macht-
habern in Brüssel zu verteidigen und zu-
rückzugewinnen. Wir müssen uns gegen die 
Bedrohung unserer nationalen Identität und 
Sicherheit wehren.

Unsere Idee eines Europas der Vaterländer, 
einer europäischen Gemeinschaft souve-
räner, demokratischer Staaten ist eine posi-
tive Botschaft an die Zukunft Europas und 
Deutschlands. Das gilt es, zu vermitteln. 

ALEXANDER JUNGBLUTH IST 37 JAHRE ALT, 
VERHEIRATET UND VATER VON ZWEI TÖCHTERN. 
ER IST SEIT DEM GRÜNDUNGSJAHR 2013 
MITGLIED DER ALTERNATIVE FÜR DEUTSCHLAND 
UND STUDIERTER VOLKSWIRT (M.SC.).

ZUR EUROPAWAHL TRITT ER ALS 
SPITZENKANDIDAT DES LANDESVERBANDES 
RHEINLAND-PFALZ UND AUF PLATZ 5 DER AfD-
BUNDESLISTE AN.
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Für Deutschland und Europa bleibt die Mig-
ration dabei die Schicksalsfrage. Zum Schutz 
unserer Freiheit und unserer Identität muss 
die Masseneinwanderung insbesondere aus 
kulturfremden Regionen nach Europa been-
det werden. 

Um das gewährleisten zu können ist der 
Schutz der europäischen Außengrenzen ein 
wichtiger Punkt. Europa muss zur Festung 
werden.

Was wird der Schwerpunkt Ihrer politischen 
Arbeit sein?

Die Verteilung der Aufgaben wird konkret na-
türlich erst nach der Wahl bestimmt. Ich hoffe 
jedoch den Schwerpunkt auf den Bereich der 
Finanzpolitik legen zu können, da ich hier 
die entsprechende Expertise hätte. Hier gilt 
es eine Ausweitung des EU-Haushaltes zu 
bremsen und stattdessen eine deutliche Ver-
ringerung der EU-Ausgaben anzustreben.

Dies kann teilweise durch Streichung unnö-
tiger Ausgaben erfolgen, zum Teil ist es aber 
auch sinnvoll die Kompetenzen wieder auf 
die Nationalstaaten zu übertragen.

So sind etwa die zahlreichen Programme zur 
Verbesserung der Infrastruktur besser und 
voraussichtlich auch günstiger auf nationaler 
Ebene aufgehoben.

Insgesamt hat unsere Kernbotschaft zur 
Rückgewinnung der Souveränität enorme 
Kompetenzverlagerungen zur Folge, was 
sich dann auch insbesondere in Vorschlägen 
zur Finanzpolitik niederschlagen sollte.

Die Wirtschaft in Deutschland ist aktuell in 
einer starken Schieflage. Sehen Sie diesbe-
züglich einen Veränderungsbedarf auf euro-
päischer Ebene?

Die AfD strebt eine neue Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft souveräner National-
staaten an.

Wir wollen also eine wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der europäischen Staaten.

Negativ auf unsere Wirtschaft wirkt sich der-
zeit insbesondere die Energiepolitik der EU 
aus. Günstige und zuverlässige Energie ist 
der Schlüssel insbesondere für eine energie-
intensive Industrie.

Langfristig werden wir diesen Wirtschafts-
zweig nur mit günstiger Energie halten kön-
nen. Programme wie der „Green Deal“ oder 
„Fit für 55“ sind daher Gift für unsere Wirt-
schaft und gehören abgeschafft.

Wird es zu einem sogenannten „Rechtsruck“ 
kommen?

Das hoffe ich sehr. Wir haben in vielen euro-
päischen Ländern eine ähnliche Entwicklung 
wie in Deutschland. Sprich: Rechte Parteien 
werden stärker.

Unsere Partner werden zum Teil sogar größ-
te Kraft und sind an Regierungen beteiligt. 
Wenn es gelingt diese Ergebnisse bei der 
Europawahl zu bestätigen, dann werden 
wir ein gehöriges Wörtchen mitzusprechen 
haben in der EU.

Die Wahl rückt zunehmend näher. Wie laufen 
die Vorbereitungen?

Es gibt erste Seminare zur Vorbereitung, die 
uns die Möglichkeit geben, schnell in die 
neue Aufgabe hereinzuwachsen und natür-
lich auch sich gegenseitig kennenzulernen. 

Wir haben eine starke Truppe beisammen 
und ich bin überzeugt, dass wir in Brüssel 
und Straßburg den Laden gehörig aufmi-
schen können.

Auch die ersten Vorbereitungen zum Wahl-
kampf laufen natürlich an. Hierauf freuen wir 
uns schon.

Vielen Dank für das Interview.
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TV-Rezension:

Die hohen Umfragewerte der AfD in Sachsen, 
Thüringen und Brandenburg treiben Altpartei-
envertretern und linken Medien die Schweiß-
perlen auf die Stirn. Insbesondere der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk zittert, schließlich 
könnte eine AfD-Landesregierung die Rund-
funkstaatsverträge aufkündigen und das 
Ende der finanziellen Wohlfühloase für ARD, 
ZDF und Co. einläuten.

Angesicht dieses Szenarios fallen mittlerweile 
alle journalistischen Hemmungen gegen die 
Oppositionspartei. Auf die Spitze treibt es der 
linke Chefideologe Georg Restle, der in seinem 
Wahn gegen die rechte Opposition mittels 
künstlicher Intelligenz ein düsteres Bild eines 
dystopischen Deutschlands zeichnen lässt, in 
dem die AfD Regierungsverantwortung hat. 

Bis zu 11.000 Euro monatlich für Redakteure, 
über 8500 Euro für Kameraleute, 6000 Euro 
für Sekretäre und über 400.000 Euro Jahres-
gehalt für Intendanten: Der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk macht seine Mitarbeiter reich. 
Doch dieser Reichtum könnte nun in Gefahr 
sein. Denn die AfD, seit Tag eins erklärter 
Gegner der Rundfunkzwangsabgabe, steht 
in Umfragen für die anstehenden Ostwahlen 
ganz vorne. Ein AfD-Ministerpräsident könnte 
die Rundfunkstaatsverträge in seinem Land 
kündigen und damit den Reichtum der ver-
wöhnten Mitarbeiter gefährden.

Einer, der das unbedingt verhindern möch-
te, ist der Linksaußenjournalist Georg Rest-
le, dessen Sendung „Monitor“ ganz beson-
ders blöd Stimmung gegen die AfD machen 
möchte.

Kaputte Wirtschaft, 
geschlossene Geschäfte, 
eingeschüchterte Schüler: 
ARD zeichnet düsteren AfD-
Staat

In einem (wohlgemerkt auch von AfD-Wäh-
lern mitfinanzierten) Film fragt die Monitor-
Redaktion ein Programm der Künstlichen 
Intelligenz, wie das Leben unter einer AfD-
Regierung in Deutschland aussehe.
Keine wirklich große Überraschung: natür-
lich dunkel, böse und unmenschlich. Bei-
spielsweise zum Thema Migration füttert 
die Redaktion die Maschine mit folgendem 
Arbeitsauftrag: „Schreibe eine Drehbuchsze-
ne: Die AfD regiert in Deutschland und hat 
ihr Konzept der Remigration durchgesetzt, 
welche Auswirkungen hat das, wie hat sich 
das Leben verändert?“ Es folgt ein düsterer 
Schwarz-Weiß-Film mit unruhiger Hinter-
grundmusik. Geschäfte seien geschlossen, 
„viele mit Brettern vernagelt“.

MONITOR:
„DER AfD-STAAT“
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Fachkräfte und „kreative Köpfe“ hätten in 
Scharen das Land verlassen und die Wirt-
schaft „leide enorm“. In einer Schulklasse 
sitzt ein Junge, der im Unterricht darüber be-
richtet, dass viele seiner Freunde nicht mehr 
da seien. Viele Familien hätten das Land 
verlassen müssen. „Ich vermisse sie“, so der 
Schüler.

Resterampe an linken 
„Experten“

Auch in weiteren Lebensbereichen spart die 
Redaktion nicht an Theatralik und Dramatik. 
Eigentlich fehlt nur noch, dass Lord Volde-
mort ins Bild gleitet und darüber berichtet, 
auf welche Weise er Harry Potter exekutiert 
hat. Monitor wird in dieser düsteren Atmo-
sphäre nicht müde zu betonen, dass diese 
KI-Fiktion überhaupt nicht mehr weit von der 
Realität entfernt ist. Das unterstreichen auch 
die sog. „Experten“, die umfangreich zu Wort 
kommen und pflichtbewusst ihren Teil zum 
groß aufgeführten Theaterstück beitragen. 
Natürlich sind es keine unbekannten Gesich-
ter, die der von Zwangsbeiträgen fürstlich le-
bende Georg Restle in seinem Film aufführt. 

Da ist zum einen Marcel Fratzscher, der mit 
seinen Wirtschaftsprognosen zwar oft dane-
ben liegt („2023 dürfte die Inflation nochmals 
weiter zurückgehen“), aber der Gruppe Fri-
days-for-Future in ihrem Vorhaben eines 100 
Milliarden Sondervermögens für das Klima 
brav sekundierte.

Oder auch der linke Soziologe Matthias 
Quent, der in der Vergangenheit für eine Lin-
ken-Abgeordnete arbeitete und jetzt als un-
abhängiger „Rechtsextremismusexperte“ 
verkauft wird. 

Die AfD soll die 
Meinungsfreiheit 
einschränken wollen – in der 
Realität machen das andere

Nach Betrachtung des 30-minütigen Horror-
streifens muss dem Monitor-Team eins zuge-
standen werden: In einigen Sequenzen sind 
tatsächlich wahre Elemente zu erkennen. 
Jedoch nicht aus einer fiktiven AfD-Zukunft, 
sondern aus dem gegenwärtigen Ampel-
Deutschland.

An der Stelle, als es um die Presse- und Mei-
nungsfreiheit im AfD-Deutschland geht, ver-
kündet ein sichtlich angeschlagener Chef-
redakteur: „Es gibt jetzt Richtlinien für unsere 
Berichterstattung“, so der Journalist. Die poli-
tische Führung übe Druck auf den Verlag 
aus, bei einigen Themen müsse man jetzt 
„vorsichtig“ sein.

Zurück ins wahre Leben: Dort verkündete 
die grüne Bundestagsfraktion kürzlich, dass 
sie eine Reform des Filmförderungsgesetzes 
anstrebe. Einer der Punkte, der dort konkret 
genannt wird: „Vorgaben zur ökologischen & 
sozialen Nachhaltigkeit einschließlich Diver-
sität, Geschlechtergerechtigkeit & Inklusion 
fördern“. Also Vorgaben für Filme? Vielleicht 
sollte Monitor sich nicht mit einer erfunde-
nen AfD-Dystopie, sondern mehr mit der grü-
nen Realität auseinandersetzen.

Normalerweise fügen wir an dieser Stelle 
immer einen Link und QR-Code ein, unter 
dem sie den rezensierten Film finden können.

Bei diesem Restle-Märchen ersparen wir 
Ihnen das. 

Linker Aktivist Georg Restle 
(Leiter und Moderator von 
Monitor)
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Buchrezension:

DAS DONNERN DES MUEZZINS
Dominanz in der Gesellschaft sind Folgen von 
offensiven Regeln und Ritualen, die den öf-
fentlichen Raum prägen!  Derlei Regeln und 
Rituale finden sich in allen Religionen und 
sind einerseits Produkt, andererseits jedoch 
auch Produzent der Geschichte und des Cha-
rakters dieser Religionen.

Durch sie gewinnen auch Außenstehende 
einen Eindruck, während sie für die Gläubi-
gen eine wichtige und zentrale Rolle in ihrem 
Alltag spielen.
Sichern diese Rituale jedoch auch die weltli-
che Ordnung im Sinne einer Religion, so wer-
den sie politisch.
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Ein Beispiel hierfür sind islamische Prozessio-
nen auf öffentlichen Plätzen innerhalb west-
europäischer Großstädte, deren Zahl sich in 
den letzten Jahren massiv erhöht hat.
Diese optische Raumnahme wird nicht selten 
auch vom Ruf des Muezzins, des muslimi-
schen Gebetsrufers, akustisch begleitet. Sie 
sind das moderne Gegenstück der jahrhun-
dertelangen Traditionen des Glockenläutens, 
das Gläubige nah und fern hören konnten.

Für den Islamwissenschaftler und emeri-
tierten Professor Tilman Nagel sind Muezzin 
und Gebetsruf klar Zeichen für eine Macht-
demonstration gegenüber dem Westen. In 
seinem neuen Buch „Das islamische Pflicht-
gebet und der Gebetsruf“ analysiert er die 
historische wie moderne Bedeutung und 
Funktion dieser beiden religiösen Elemente. 
Eine zentrale These Nagels ist dabei, dass 
sich das politische und religiöse Handeln der 
in Europa lebenden Muslime nicht trennen 
lasse, jede weltliche Macht wurde und wird 
zum Teil bis heute aus der Überzeugung an 
den einzig wahren Gott abgeleitet.

Was bislang als Verschwörungstheorie oder 
fremdenfeindliche Hetze abgetan wurde, 
taucht mit der Parteigründung „Demokra-
tischen Allianz für Vielfalt und Aufbruch“ 
(DAVA) als verlängerter Arm Ankaras wieder 
auf der Bildfläche auf: Die Unterwanderung 
der westlichen Demokratie durch islamische 
Interessengruppen. Bislang existiert die Par-
tei nur auf dem Papier.

Doch könnte sie viele Muslime erreichen, die 
ihre traditionelle Lebensart in Deutschland 
gefährdet sehen. In Nagels Buch taucht die 
Untrennbarkeit zwischen dem Weltlichen 
und dem Spirituellen in Form des Pflichtge-
bets auf. Dieses forme ein Band zwischen 
Allah und den Menschen und wer es unter-
lasse, sei ungläubig geworden. Nur wer die, 
so muss es auf Außenstehende wirken, ext-
remste Form des Islams auslebe, könne ein 
guter Muslim sein – so die Ansicht der musli-
mischen Gelehrten.

Ähnlich bewertet Nagel auch den Muezzin-
ruf; anders als die Kirchenglocken verdeut-
licht der Ruf zum Gebet auch die Herrschaft 
über die Ungläubigen, frei nach dem Satz: 
„Jeder, der diesen Ruf hört, untersteht Allah.“ 
Der renommierte Islamwissenschaftler 
kommt dabei zu einem desillusionierenden 
Schluss: „Der Gebetsruf bedeutet […] stets 
auch eine Herabwürdigung aller anderen 
Religionen […] und wird von den Schariage-
lehrten nicht zuletzt als ein wesentliches Mit-
tel zur unabwendbar allmählichen Ablösung 
dieser Religionen, Gesetze und Daseinsord-
nungen durch den Islam verstanden.“

Die Bundesregierungen hat diese Feind-
haltung ihrer (Dauer-)Gäste jahrzehntelang 
ignoriert und könnte schon bald die Geister 
verfluchen, die sie rief. Argumente gegen 
die schon lange nicht mehr schleichende 
Islamisierung Deutschlands gibt es genug, 
doch Tilman Nagel legt mit „Das islamische 
Pflichtgebet und der Gebetsruf“ interessante 
Hintergründe und wichtige Zusammenhänge 
offen, die bislang unentdeckt geblieben sind. 
So wird das Buch zur Pflichtlektüre für alle, 
die islamkritisch denken oder Deutschland 
als christlich-humanistische Nation empfin-
den. 

Tilman Nagel:

„Das islamische Pflichtgebet und 
der Gebetsruf. Eine ritualrechtliche 
Untersuchung nebst einem Exkurs über 
falsche Gleichsetzungen“

Basilisken-Presse
125 Seiten
19,60 Euro

Das Buch kann hier bestellt werden:
oikos-verlag.de/Basilisken-Presse/
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Kreuzworträtsel
1. Welcher Minister gab mit seinem Ministerium am meisten Geld für Werbespots im Kino aus?
2. Nach so vielen Jahren kann man nun im schnellsten Fall den deutschen Pass erhalten:
3. Das EU-Parlament hat seinen offiziellen Sitz in […]?
4. Die AfD-Abgeordneten gehören im europäischen Parlament der Fraktion „Identität und […]“.
5. Diese Berufsgruppe protestierte gegen die Streichung der Agrardieselrückvergütung durch die Ampel:
6. Diese Politikerin ist Spitzenkandidatin für die FDP bei der EU-Wahl. Marie-Agnes Strack-[…].
7. Dieser Politiker wollte „im großen Stil abschieben“:
8. Die Bargeldobergrenze soll in der EU bei […] Euro liegen.
9. Der EU-Spitzenkandidat der AfD heißt?
10. In dieser Stadt soll der AfD-Bundesparteitag 2024 stattfinden:
11. Die derzeitige EU-Kommissionschefin heißt […] von der Leyen:
12. Dieses Land bleibt das Hauptziel von Asylsuchenden in der EU:
13. Bei der Nachwahl in dieser Stadt verdoppelte die AfD in den betroffenen Bezirken ihr Ergebnis im Vergleich zu 2021:
14. Dieser Begriff wurde zum Unwort des Jahres gewählt:
15. Diese linke Aktivistengruppe bekam 2,5 Millionen Euro Steuergeld, behauptete aber, sich nur aus Spenden zu finanzieren:
16. Der Bundeskanzler, der vor Angela Merkel im Amt war, hieß:
17. Dieser beliebte Podcast geriet im Februar ins Visier der Mainstreammedien. Hoss und […].
18. Dieser ZDF-Moderator verdient 1,9 Millionen Euro im Jahr:
19. Diese Ministerpräsidentin wurde verklagt, nachdem sie auf offiziellen Kanälen gegen die AfD Stimmung gemacht hatte:
20. Eine Summe von über […] Millionen Euro wurde im Jahr 2023 für Kindergeld im Ausland überwiesen:
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Kontakt & Info

Meine Arbeit vor Ort

Neben meiner Tätigkeit als Abgeordneter in Berlin versuche ich natürlich auch so oft wie 
möglich in meinem Wahlkreis Mainz und in ganz Rheinland-Pfalz unterwegs zu sein, um mein 

Ohr stets beim Bürger vor Ort zu haben.

Auf meinen Social-Media-Kanälen informiere ich Sie über aktuelle Veranstaltungen und 
Möglichkeiten des Austausches. Sie finden eine Übersicht meiner Kanäle unter:

www.sebastian-muenzenmaier.de

Bitte vereinbaren Sie für Bürgersprechstunden und Gesprächstermine einen Termin mit Herrn 
Stephan Stritter unter

sebastian.muenzenmaier.ma03@bundestag.de.

Ich freue mich auf Ihre Fragen, Anregungen und Impulse!
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